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1. Wachstumschancengesetz:
Für lnvestitionen in lmmobilien

Der Wohnungsneubau soll nach dem nun durch das
Wachstumschancengesetz in Kraft getrenen Ande-
rungen durch verbesserte Abschreibungsbedingun-
gen gefördert werden:

ll Zeitlich befristet ist eine degressive AfAfür Wohn-
gebäude eingeführt worden, und zwar milS %ovom
Restwert. Voraussetzung ist, dass mit der Herstel-
lung nach dem 30.9.2023 und vor dem 1.10.2029
begonnen wird. BeiAnschaffung ist diese degres-
sive Gebäude-AfA nur eröffnet, wenn der obligato-
rische Vertrag nach dem 30.9.2023 und vor dem
1.1O.2029 rechtswirksam abgeschlossen wird. lm
Jahr der Anschaffung erfolgt die AfA zeitanteilig.
Der Stpfl. hat ein Wahlrecht, zur linearen Gebäude-
AfA zu wechseln. Dann erfolgt die lineare Abschrei-
bung aus dem Restwert des Gebäudes und einem
unter Berücksichtigung der Restnutzungsdauer
maßgebenden Prozentsatz.
Die degressive AfA kann für alle Wohngebäude, die
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
des Europäischen Wirtschaft sraumes belegen si nd,
in Anspruch genommen werden. Eine Nutzung die-
ser degressiven AfA ist sowohl für betriebliche
Gebäude als auch im Rahmen der Einkünfte aus
Vermietung und Verpachtung möglich, soweit diese
Wohnzwecken dienen.

;r Die bestehende Sonderabschreibung für Miet-
wohnungsneubau wurde punktuell verbessert.
Der Anwendungszeitraum wird verlängert für
Baumaßnahmen, die vor dem 1J02029 (bisher:
1.1.2027) begonnen werden. Die Anschaffungs-/
Herstellungskosten dürfen 5 200 € (bisher 4 800 €)
je qm Wohnfläche nicht übersteigen. Die Bemes-
sungsgrundlage für die Sonderabschreibungen
beträgt max. 4000€ (bisher: 2500€) je qm
Wohnfläche. Unverändert bleiben die Nachhal-
tigkeitsvoraussetzungen (Nachhaltigkeitsklasse
,,Eftizienzhaus 40").

S Hinweis:

Vorgesehen war eine Freigrenze i.H.v. 1 000 € für Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung. Dies wurde nicht
umgesetzt.

2. Wachstumschancengesetz:
Für Unternehmer und Freiberufler

a) Abschreibung beweglicher Wirtschaftsgüter
des Anlagevermögens

Die degressive Abschreibung für bewegliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens ist befristet wie-
der eingeführt worden für

lt lnvestitionen nach dem 31 .3.2024 und vor dem
1.1.2025 (also lediglich für einen Zeitraum von
neun Monaten) und

lN begrenzt auf das Zweifache der linearen AfA und
max.20 %o.

Für lnvestitionen in diesem Zeitfenster kann also ei-
ne schnellere steuerliche Geltendmachung der ln-
vestitionskosten durch Vorziehen von AfA und da-
mit eine frühere Minderung der Steuerlast erreicht
werden.

Kleine und mittlere Unternehmen können neben
der laufenden Abschreibung eine Sonderabschrei-
bung in Anspruch nehmen und damit die Abschreibun-
gen zeitlich deutlich vorziehen. Voraussetzung für die
Geltendmachung dieser Sonderabschreibung ist,
dass im Wirtschaftsjahr, das der Anschaffung oder
Herstellung vorangeht, der Gewinn 200 000 € nicht
überschreitet. Liegen diese Voraussetzungen vor, so
kann

rt im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in
den vier folgenden Jahren - insoweit beliebig auf
diesen Zeitraum verteilt - neben der laufenden
Abschreibung eine

lt Sonderabschreibung i.H.v. 40 Vo vorgenornmen
werden.

Bislang war eine Sonderabschreibung von lediglich
20 %o möglich. Der heraufgesetzte Abschreibungs-
satz gilt für lnvestitionen nach dem 31 .12.2023. Zu
beachten ist, dass diese Sonderabschreibung unab-
hängig von der lnanspruchnahme eines lnvestitions-
abzugsbetrages ist.
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O Hinweis:
Nicht umgesetzt worden ist die vorgesehene Heraufsetzung
der Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter, die im Jahr
der Anschaffung unmittelbar steuerlich abgeschrieben wer-
den können (GWG-Grenze) und die erweiterte Anwendung
des Sammelpostens, der auf fünf Jahre abgeschrieben wird.
Es bleibt also bei der GWG-Grenze von 800 € (ohne Um-
satzsteuer) bzw. bei einer Grenze für den Sammelposten
von 1 000 € (ohne Umsatzsteuer).

b) Weitere Aspekte der steuerlichen Gewinner-
mittlung

lm Bereich der steuerlichen Gewinnermittlung ist auf
folgende Anderungen durch das Wachstumschan-
cengesetz hinzuweisen:

)) Mit Wirkung erstmals für Wj., die nach dem
31.12.2023 beginnen, ist die Grenze für steuerlich
abzugsfähige Geschenke auf 50 € angehoben
worden (bislang 35 €).

ll Wird ein Firmenfahrzeug auch für private Zwecke
des Unternehmers genutzt, so ist insoweit eine
Entnahme anzusetzen. Diese wird i.d.R. nach der
1 %-Methode ermittelt. Bei reinen Elektrofahr-
zeugen ist insoweit die '1 %-Methode auf 1/+ des
Bruttolistenpreises anzuwenden. Auch für den
betrieblichen Bereich wurde der Anwendungs-
bereich auf Elektrofahrzeuge mit einem Bruttolis-
tenpreis von bis zu 70000 € (bisher 60000 €) er-
weitert, sofern die Anschaffung nach dem
31.12.2023 erfolgt.

Die Nutzung von Verlustvorträgen wurde - wenn
auch gegenüber den ursprünglichen Plänen in deut-
lich geringerem Maße - verbessert:

t: Werden Verlustvorträge genutzt, so kann die
Verrechnung mit positiven Einkommen bei Über-
schreiten des Sockelbetrags von 1 Mio. € (Zusam-
menveranlagung: 2 Mio. €) zeitlich befristet für die
VZ2024 bis 2027 von bisher 60 %o auf 7O %o ertol
gen. Mithin wird positives Einkommen über den
Sockelbetrag hinaus aktuell zu 30 % besteuert
(sog. Mindestgewinnbesteuerung). lm Ergebnis
können damit bestehende Verlustvorträge schnel-
ler genutzt werden.

lr Dies gilt auch für die Körperschaftsteuer, nicht da-
gegen für die Gewerbesteuer.

l: Dageg.en sind im Hinblick auf den Verlustrücktrag
keine Anderungen umgesetzt worden.

Heraufgesetzt wurden die Schwellenwerte für die
verpflichtende Einführung einer kaufmännischen
Buchführung, so dass nunmehr erheblich mehr
Stpfl. die in der praktischen Handhabung deutlich
einfachere Einnahmen-Überschussrechnung wählen
können (Wahlrecht):

r: Die Schwellenwerte des Handelsgesetzbuches,
nach der Einzelkaufleute wahlweise auf die dop-
pelte Buchführung verzichten können, sind auf
800000€ (Umsatzerlöse) und 80000€ (Jahres-
überschuss bzw. Gewinn) angehoben worden.
Dies gilt erstmals für Geschäftsjahre, die nach
dem 31 12.2023 beginnen.

ll Ebenso wurden die Werte für die steuerliche
Buchführungspf licht für Wirtschaft sjahre, die nach
dem 31.12.2023 beginnen, angehoben auf
800000 € (Umsatzgrenze) und 80000 € (Gewinn-
grenze). Die steuerliche Buchführungspflicht greift
bei Gewerbetreibenden nur nach Aufforderung
durch die FinVerw.

O Hinweis:
Vorteile der Einnahmen-Überschussrechnung sind 2.8.,
dass keine lnventur des Vorratsvermögens erforderlich ist
und keine Periodenabgrenzung mittels Rückstellung oder
Rechnungsabgrenzungsposten erfolgt. Auch brauchen
Einnahmen grundsätzlich erst dann der Besteuerung zu
Grunde gelegt zu werden, wenn das Entgelt vereinnahmt
wurde.

Der Übergang von der Bilanzierung auf eine Einnahmen-
Uberschussrechnung .(und im umgekehrten Fall auch) be-
darf einer separaten Uberleitungsrechnung, um sicherzu-
stellen, dass alle Einnahmen erfasst und alle Ausgaben an-
gesetzt werden. lnsoweit kann sich ein Übergangsgewinn
ergeben. Dies ist im Einzelfall zu prüfen.

c) Steuerlicher Abzug von Zinsaufwendungen

Die sog. Zinsschranke schränkt den Betriebsaus-
gabenabzug betrieblich veranlasster Zinsen ein.
Ubersteigen die Zinsaufwendungen die Zinserträge
(negativer Zinssaldo), so ist dieser Zinssaldo nur
i.H.v. 30 % des steuerlichen EBITDA (Ergebnis vor
Steuern, Zinsen und Abschreibungen) als Betriebs-
ausgaben abzugsfähig.

Das deutlich gestiegene Zinsumfeld wirkt sich nach
aktueller Erkenntnis erheblich auf die Zinsaufwen-
dungen und deren steuerliche Behandlung aus. Ganz
besonders betroffen sind bestimmte Branchen, die
ihr Geschäftsmodell auf eine hohe Fremdfinanzie-
rung aufbauen. Nicht zuletzt leiden darunter auch
Unternehmen, die sich in einer wirtschaftlich schwie-
rigen Lage befinden bzw. strukturelle Anpassungs-
prozesse durchlaufen und auf Grund der aktuell
geringen Ertragskraft im Zusammenhang mit einer
hohen Fremdfinanzierung in den Anwendungsbe-
reich der Zinsschranke geraten.

Nach der bisherigen Gesetzesfassung findet die
Zinsschranke keine Anwendung, wenn insbesondere
eine der beiden folgenden Bedingungen erfüllt ist:

)' Der Nettozinsaufwand des Betriebs beträgt weni-
ger als 3 Mio. €.

3,r Der Betrieb wird nicht in einen handelsrechtlichen
Konzernabschluss einbezogen (sog. Stand-alone-
Klausel oder Konzernklausel).

Die Zinsschranke wurde nun allerdings an die Vorga-
ben der ATAD-Richtlinie angepasst. Unverändert ge-
blieben ist die 3 Mio. €-Grenze. Angepasst wurde
dagegen die Stand-alone-Klausel. Ab 2024 reicht
insbesondere bereits das lnnehaben einer mindes-
tens 25 Vo-igen Beteiligung oder das Vorhandensein
eines mindestens zu 25 %o beleiligten Gesellschaf-
ters. Ein Auslandsbezug oder auch eine Fremdfinan-
zierung durch diese nahestehende Person ist inso-
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weit nicht ausschlaggebend. Auf eine Konzernzuge-
hörigkeit kommt es nicht mehr an.

Damit wird nun ab 2024 gerade bei mittelständischen
Gesellschaften vielfach ausschließlich auf die 3 Mio. €-
Grenze zurückzugreifen sein, um die Anwendung der
Zinsschranke ausschließen zu können.

Daneben erfolgte mit Wirkung ab 2024 eine ,,Konkre-
tisierung" des Fremdvergleichsgrundsatzes im Au-
ßensteuergesetz. Diese Grundsätze gelten bei allen
grenzüberschreitenden Finanzierungen zwischen
einander nahestehenden Personen. Betroffen ist
z.B. die Finanzierung einer ausländischen Tochterge-
sellschaft. Dies gilt auch für bestehende Finanzie-
rungsbeziehungen. lnsbesondere muss glaubhaft
gemacht werden, dass der Darlehensnehmer

,) den Kapitaldienst für die gesamte Laufzeit dieser
Finanzierungsbeziehung von Anfang an hätte er-
bringen können und

!) die Finanzierung wirtschaftlich benötigt und für
den U nternehmenszweck verwendet.

Weiterhin darf im Regelfall der vereinbarte Zinssatz
den Zinssatz nicht übersteigen, zu dem sich das Un-
ternehmen unter Zugrundelegung des Ratings für die
Unternehmensgruppe gegenüber fremden Dritten
finanzieren könnte.

S Hinweis:
Vielfach werden die nunmehr gesetzlich festgeschriebenen
Nachweisanforderungen nicht erbracht werden können, so
dass andere Finanzierungswege gefunden werden müs-
sen.

d) Umsatzsteuer: Einführung der elektronischen
Rechnung

Zukünftig muss über Leistungen an einen anderen,
im lnland ansässigen Unternehmer für dessen Unter-
nehmen grundsätzlich mittels einer elektronischen
Rechnung (eRechnung) abgerechnet werden. Dies
ist allerdings keine Rechnung in einem beliebigen
elektronischen Format, wie z.B. eine PDF-Datei.
Vielmehr ist eine elektronische Rechnung eine Rech-
nung, die in einem strukturierten elektronischen For-
mat ausgestellt, übermittelt und empfangen wird und
eine elektronische Verarbeitung ermöglicht. Das
strukturierte elektronische Format muss der europä-
ischen Norm für die elektronische Rechnungsstel-
lung und der Liste der entsprechenden Syntax gem.
RL 2014/55/EU entsprechen (und damit der CEN-
Norm EN 16931).

Alternativ kann das strukturierte elektronische For-
mat einer elektronischen Rechnung zwischen Rech-
nungsaussteller und Rechnungsempfänger verein-
bart werden. Dann ist allerdings Voraussetzung, dass
sich die nach dem Umsatzsteuergesetz erforderli-
chen Angaben richtig und vollständig in ein Format
extrahieren lassen, das der vorstehend angespro-
chenen europäischen Norm entspricht oder mit die-
ser interoperabel ist. lst dies gegeben, sind z.B. auch
über EDI-Verfahren ausgestellte Rechnungen, deren

Formate nicht der CEN-Norm EN 1693'1 entspre-
chen, weiterhin zulässig.

O Hinweis:
ln anderen Fällen als der Leistung an einen anderen Unter-
nehmer bedarf die Verwendung einer elektronischen Rech-
nung der Zustimmung des Empfängers. lm Übrigen bleibt
es dabei, dass z.B. Kleinbetragsrechnungen auch zukünf-
tig in anderer Form (2.8. in Papierform) ausgestellt werden
können.

Die grundsätzliche Verpflichtung zur elektronischen
Rechnungsstellung gilt ab 1.'|..2025. Umgesetzt wur-
den aber umfangreiche Übergangsregelegungen.
Abweichend zur verpflichtenden eRechnung kann
eine Rechnung auf Papier oder vorbehaltlich der
Zustimmung des Empfängers in einem anderen
elektronischen Format (2.8. als PDF-Datei) übermit-
telt werden

)) bis zum 31.12.2026 für einen nach dem
31.12.2024 und vor dem 1 .1.2027 ausgeführten
Umsatz;

* bis zum 31.12.2027 für einen nach dem
31.12.2026 und vor dem 1 .1.2028 ausgeführten
Umsatz, wenn der Gesamtumsatz des die Rech-
nung ausstellenden Unternehmers im vorange-
gangenen Kalenderjahr nicht mehr als 800 000 €
betragen hat;

lr bis zum 31.12.2027 für einen nach dem
31.12.2025 und vor dem 1 .12028 ausgefühften
Umsatz, wenn diese mittels elektronischen Daten-
austauschs (EDl) übermittelt wird.

D Handlungsempfehlung:
Es sind also praxisgerechte Übergangsregelungen ge-
schaffen worden. Unternehmer müssen sich nun in den
kommenden Jahren auf die neue elektronische Form der
Rechnungsstellung einstellen. Hierzu sind entsprechende
Softwarelösungen erforderlich. Zu beachten ist, dass zu-
künftig nicht selten parallel auch die Rechnungsstellung in
Papierform ermöglicht werden muss, wenn ein Umsatz z.B.
an eine Privatperson getätigt wird. Dies wird dann eine ent-
sprechende Steuerung in den Kundendaten des Rech-
nungserstellungsprogramms erfordern. Hiervon werden
viele Unternehmer betroffen sein, so z.B. Handwerker,
Großhandel oder auch Restaurants oder Hotels.

Zu beachten sind auch die Konsequenzen für
Rechnungsempfänger. Die neue eRechnung gilt
grundsätzlich ab 1 .1.2025 und sofern ein inländi-
sches Unternehmen als Rechnungsaussteller die
Übergangsregelungen nicht in Anspruch nimmt,
müssen inländische unternehmerische Rechnungs-
empfänger bereits ab dem 1.1.2025 in der Lage sein,
elektronische Rechnungen nach den neuen Vorga-
ben empfangen und verarbeiten zu können. lnsoweit
ist zu beachten, dass die elektronische Rechnungs-
stellung nicht an eine Zustimmung des Rechnungs-
empfängers geknüpft ist. Damit müssen zukünftig
auch z.B. umsatzsteuerliche Kleinunternehmer oder
auch Unternehmer, die ausschließlich umsatzsteuer-
freie Leistungen erbringen, wie z.B. Arzte oder Woh-
nungsvermieter, in der Lage sein, elektronische
Rechnungen im strukturierten Format empfangen
und archivieren zu können.
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O Hinweis:

Bei Rechnungen an Endverbraucher bleibt deren Zu-
stimmung Voraussetzung für die elektronische Rechnung-
stellung.

3. Rückabwicklung eines Verbraucher-
darlehensvertrags

ln der Vergangenheit trat vielfach der Fall auf, dass
bei kreditgebenden Banken bei Abschluss von Darle-
hen fehlerhafte Widerrufsbelehrungen erteilten. Dies
bot den Darlehensnehmern die Möglichkeit, den
Darlehensverlrag zu widerrufen und die offene Dar-
lehensvaluta abzulösen und durch ein günstigeres
Darlehen zu ersetzen. ln diesen Widerrufsfällen muss
die darlehensgewährende Bank den Darlehensneh-
mern einen Nutzungsersatz für die bis zum Widerruf
erbrachten Zins- und Tilgungsleistungen leisten. Die
FinVerw und ebenso mehrere Finanzgerichte gingen
davon aus, dass dieser Nutzungsersatz als Einkünfte
aus Kapitalvermögen der Einkommensteuer unterlie-
ge. Die Rechtsprechung der FG war insoweit aller-
dings nicht einheitlich. Nun hat der BFH in zwei
Entscheidungen vom 7.11.2023 (Az. Vlll R7/21 und
Vlll R 16/22) entgegen der Ansicht der FinVerw ent-
schieden,

ll dass der Bezug eines Nutzungsersatzes im
Rahmen der reinen Rückabwicklung eines Ver-
braucherdarlehensvertrags nach Widerruf keinen
steuerbaren Kapitalertrag begründet, da er nicht
auf einer erwerbsgerichteten Tätigkeit beruht und
mithin nicht innerhalb der steuerbaren Erwerbs-
sphäre erzielt wird.

)! Das infolge des Widerrufs entstandene Rückge-
währschuldverhältnis ist bei der gebotenen wirt-
schaftlichen Betrachtungsweise ertragsteuerlich
als Einheit zu behandeln.

lm Streitfall Vlll R 7/21 hallen die Stpfl. (zur ESt
zusammenveranlagte Ehegatten) in 2005 einen Dar-
lehensvertrag mit der X-Bank über 208 000 € zur
Finanzierung einer selbstgenutzten Wohnimmobilie
abgeschlossen. Die Darlehenszinsen waren für
20 Jahre festgeschrieben. Die X-Bank zahlte das
Darlehen aus. Die Stpfl. leisteten monatliche Zins-
und Tilgungsleistungen und Sondertilgungen.

Mit Schreiben vom 21.3.2016 widerriefen die Stpfl.
unter Verweis auf eine fehlerhafte Widerrufsbeleh-
rung ihre auf den Abschluss des Darlehensvertrags
gerichteten Willenserklärungen und lösten die noch
offene Restvaluta ab. ln einem zivilgerichtlichen Ver-
fahren gegen die X-Bank klagten sie auf einen von
ihnen errechneten Betrag i.H.v. 23444,88 € als von
der X-Bank zu leistenden Nutzungsersatz für die
von ihnen bis zum Widerruf erbrachten Zins- und Til-
gungsleistungen.

Vor dem Landgericht Y schlossen die Stpfl. und die
X-Bank in 2017 einen Vergleich. Danach hatte die
X-Bank ,,zur Abgeltung der Klageforderung sowie
sämtlicher Ansprüche aus dem Darlehensvertrag"
einen Betrag i.H.v. 14500€ an die Stpfl. zu zahlen,
der ,,ganz oder teilweise der Kapitalertragsteuer un-
terliegt". Die X-Bank zahlle im Streitjahr nach Abzug
von Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag und
Kirchensteuer an die Stpfl. 10558,18 € aus.

Die Stpfl. machten in der Einkommensteuererklärung
für das Streitjahr geltend, die X-Bank habe zu Un-
recht Kapitalertragsteuer einbehalten. Sie beantrag-
ten für sämtliche Kapitalerträge die Überprüfung des
Steuereinbehalts. Das Finanzamt folgte dem nicht.
Auch die Klage vor dem FG hatte keinen Erfolg. Der
BFH bestätigt dagegen die Auffassung der Stpfl. Der
Nutzungsersatz ist nicht steuerbar. Er beruht nicht
auf einer erwerbsgerichteten Tätigkeit der Stpfl. lm
Hinblick auf die Einkünfte aus Kapitalvermögen voll-
zieht sich die Rückabwicklung eines vom Darlehens-
nehmer widerrufenen Darlehensvertrags (unabhän-
gig von der zivilrechtlichen Einordnung) außerhalb
der steuerbaren Erwerbssphäre.

0 Handlungsempfehlung:
Vergleichbare Fälle können nun zu Gunsten der Stpfl. ge-
löst werden.

4. Gemeinnützige Körperschaften: Höchst-
grenze für Mitgliedsbeiträge wird erhöht

Gemeinnützige Vereine müssen mit ihrer Vereinstä-
tigkeit die Allgemeinheit fördern. Deshalb gibt es für
Mitgliedsbeiträge eine Höchstgrenze, damit ein ge-
meinnütziger Verein für möglichst viele Menschen
zugänglich ist. Bund und Länder haben sich auf die
Anhebung der Höchstgrenze für Mitgliedsbeiträge für
gemeinnützige Vereine geeinigt.

Die FinVerw hat insoweit Höchstbeträge für Mit-
gliedsbeiträge festgesetzt. Diese Höchstbeträge
wurden nun angehoben. Bei einem Verein, dessen
Tätigkeit in erster Linie seinen Mitgliedern zugute-
kommt, ist eine Förderung der Allgemeinheit anzu-
nehmen, wenn

- die Mitgliedsbeiträge und Mitgliedsumlagen zu-
sammen im Durchschnitt 1 440 € (bisher: 1 023 €)
je Mitglied und Jahr und

- die Aufnahmegebühren für die im Jahr aufge-
nommenen Mitglieder im Durchschnitt 2 200 €
(bisher: 1 534 €) nicht übersteigen.

* Handlungsempfehlung:
Diese Grenzen sind zwingend einzuhalten, da ansonsten
die Gemeinnützigkeit des Vereins gefährdet ist. Nun kön-
nen Anpassungen an die erhöhten Beträge vorgenommen
werden. Die erhöhten Beträge gelten bereits aktuell.
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